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Stellungnahme des 27. Studierendenrats der Universität Erfurt zum Antrag zur 
Abschaffung der verfassten Studierendenschaften in Sachsen-Anhalt 

Der Studierendenrat der Universität Erfurt solidarisiert sich mit den verfassten 
Studierendenschaften in Sachsen-Anhalt und zeigt sich besorgt über den 
Gesetzentwurf der AfD-Fraktion im Landtag Sachsen-Anhalt, welcher die 
Abschaffung der verfassten Studierendenschaften vorsieht. Mit der Streichung von § 
65 des Hochschulgesetzes würde die rechtliche Grundlage studentischer 
Selbstverwaltung vollständig entfallen und ein verheerendes Zeichen setzen. 

Eine Abschaffung dieser Strukturen hätte weitreichende und schwerwiegende 
Konsequenzen: Studierende verlieren ihre institutionalisierte Stimme innerhalb der 
Hochschule, etablierte Mitbestimmungsprozesse würden geschwächt werden und 
zentrale Angebote für Studierende stünden infrage. 

Aus Sicht des Studierendenrats der Universität Erfurt ist die Tragweite dieses 
Vorhabens nicht auf Sachsen-Anhalt beschränkt. Ein solcher Eingriff in die 
studentische Selbstverwaltung hätte Signalwirkung über Landesgrenzen hinaus und 
greift grundlegende Prinzipien demokratischer Mitbestimmung an. Bestrebungen, 
studentische Selbstverwaltung einzuschränken oder abzuschaffen, sind dabei kein 
isoliertes Phänomen, sondern Ausdruck einer politischen Entwicklung, die 
demokratische Beteiligungsstrukturen zunehmend und gezielt unter Druck setzt. 

Auch in Thüringen beobachten wir tagtäglich, dass politische Kräfte an Einfluss 
gewinnen, welche die studentische Mitbestimmung delegitimieren und etablierte 
demokratische Strukturen infrage stellen. Vor diesem Hintergrund ist es umso 
wichtiger, die studentische Selbstverwaltung als festen Bestandteil demokratischer 
Hochschulen zu schützen und zu stärken. 

Der Studierendenrat der Universität Erfurt spricht sich daher klar gegen die 
Abschaffung der verfassten Studierendenschaften aus und erklärt seine Solidarität 
mit den Studierenden und verfassten Studierendenschaften in Sachsen-Anhalt. 

Wir fordern den Erhalt und die Stärkung studentischer Mitbestimmung sowie den 
Schutz demokratischer Strukturen an Hochschulen. In Sachsen-Anhalt, in Thüringen 
und bundesweit. 


